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§ 19b KV Upstream Emissions-
Reduktionen
 KV - Kraftstoffverordnung 2012

 Berücksichtigter Stand der Gesetzgebung: 13.06.2024

1. (1)Upstream Emissions-Reduktionen aus Projekten gemäß § 2 Z 24, die in einem beliebigen Land bei

Förderstellen von fossilen Rohstoffen bzw. im Upstream Bereich generiert wurden, können von einem nach § 7

Verpflichteten zur Anerkennung eingereicht und auf die Treibhausgasintensität eines beliebigen Kraftstoffes

angerechnet werden. Die Anrechnung von Upstream Emissions-Reduktionen auf die Ziele gemäß § 7 kann

erfolgen, wenn

1. 1.die Upstream Emissions-Reduktionen nur auf den die Upstream-Emissionen betreffenden Teil der

durchschnittlichen Standardwerte für Ottokraftstoff, Diesel, komprimiertes Erdgas (CNG, LNG) oder

Flüssiggas (LPG) angewendet werden; die Obergrenzen für die Anrechnung sind gemäß Anhang Xa Teil E zu

berechnen und einzuhalten;

2. 2.sie mit Projekten in Verbindung stehen, aus denen die ersten Emissions-Reduktionen nachweislich nach

dem 1. Januar 2011 generiert wurden und nachweislich im jeweiligen Verpflichtungsjahr erbracht wurden.

3. 3.

1. a)ein in Österreich positiv beurteilter Projektantrag entsprechend Abs. 2 vorliegt, die Abschätzung und

Validierung der Upstream Emissions-Reduktionen im Rahmen dieses Projekts gemäß Abs. 3

durchgeführt wurden und ein positiv beurteilter Anrechnungsantrag gemäß Abs. 5 vorliegt oder

2. b)ein Nachweis für Reduktionen aus Upstream Emissionen für das jeweilige Verpflichtungsjahr aus

Systemen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union, die von Österreich anerkannt sind,

vorliegt. Dieser Nachweis ist nach Prüfung durch die Umweltbundesamt GmbH von dieser

anzuerkennen, wenn dieser Nachweis durch die von der Behörde benannten Stelle, die in diesem

Mitgliedstaat für die Nachweisführung zuständig ist, anerkannt ist oder

3. c)wenn Upstream Emissions-Reduktionen aus Projekten stammen, deren zertifizierte

Emissionsreduktionen in einem Register entsprechend § 43 des Emissionszertifikategesetzes 2011 –

EZG 2011, BGBl. I Nr. 118/2011, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 128/2015, registriert

sind, oder gemäß § 47 Umweltförderungsgesetz – UFG, BGBl. I Nr. 185/1993, in der Fassung des

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 114/2020, registriert sind oder deren Löschung im CDM-Register in Form

einer vom CDM-Register ausgestellten Löschungsurkunde nachgewiesen wurde; die Löschungsurkunde

muss zumindest folgende Informationen enthalten:

1. aa)Name der betroffenen Minderungsverpflichteten oder des betroffenen

Minderungsverpflichteten gemäß § 2 Z 40 iVm § 7,

2. bb)Angabe, dass der Grund für die Löschung die Erzeugung von Upstream Emissions-Reduktionen

in Österreich ist;

4. 4.im Land, in dem die entsprechenden Projekte zur Reduktion von Upstream Emissionen durchgeführt

werden, diese nicht in Folge von rechtlich bindenden Vorschriften des jeweiligen Landes durchgeführt
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werden oder wenn Vorschriften, die die Umsetzung betreffen, im betreffenden Land nicht durchgesetzt

werden können;

5. 5.für die Anrechnung von Upstream Emissions-Reduktionen ein Anrechnungsantrag gemäß Abs. 5 an die

Umweltbundesamt GmbH gerichtet wurde;

6. 6.Die Umweltbundesamt GmbH hat eine Liste der im Zuge der anlassbezogenen Prüfung des jeweiligen

Systems in Österreich anerkannten Systeme und Nachweise für Reduktionen aus Upstream Emissionen aus

anderen Mitgliedstaaten zu veröffentlichen.

2. (2)Der Antrag für ein in Österreich anzuerkennendes Projekt zur Reduktion von Upstream Emissionen muss den

folgenden Bedingungen entsprechen:

1. 1.Der Antrag ist ab 1. Jänner 2019 und danach jeweils bis spätestens 1. April des dem Verpflichtungsjahres

folgenden Jahres in elektronischer Form an die Umweltbundesamt GmbH zu richten, die zu verwendenden

Muster sind von der Umweltbundesamt GmbH zu veröffentlichen.

2. 2.Der Antrag hat folgende Angaben in deutscher Sprache zu enthalten:

1. a)Namen und die Anschrift des Projektträgers;

2. b)Namen und die Anschrift der vom Projektträger beauftragten Validierungsstelle und die Kopie der

entsprechende Akkreditierungsurkunde gemäß Abs. 3 Z 4;

3. c)Optional Namen und die Anschrift der vom Projektträger beauftragten Verifizierungsstelle und die

Kopie der entsprechende Akkreditierungsurkunde gemäß Abs. 3 Z 4;

4. d)das Startdatum des Projekts, jenes Datum, an dem die ersten Reduktionen von Emissionen aus dem

Projekt generiert wurden;

5. e)die geschätzten erwarteten jährlichen Upstream- Emissionsreduktionen in gCO2-Äq;

6. f)den Zeitraum im Verpflichtungsjahr, in dem die angegebenen Reduktionen erzielt werden;

7. g)das Datum, ab dem die ersten Reduktionen von Emissionen aus dem Projekt erreicht werden sollen;

8. h)den der Emissionsquelle am nächsten gelegene Projektort unter Angabe der Koordinaten in Längen-

und Breitengraden bis zur vierten Dezimalstelle. Im Falle von Projekten mit räumlich verteilten

Standorten der Emissionsreduktionen ist der geographische Mittelpunkt des Projekts zu wählen;

9. i)die jährlichen Baseline-Emissionen vor der Installation von Reduzierungsmaßnahmen und die

jährlichen Emissionen nach der Umsetzung der Reduzierungsmaßnahmen in CO2-Äquivalent in g/MJ

des produzierten Rohstoffs, sowie eine Beschreibung, wie die Baseline-Emissionen geschätzt wurden;

10. j)die verwendeten Berechnungsverfahren gemäß Abs. 3;

(Anm.: lit. k aufgehoben durch BGBl. II Nr. 630/2020)

1. l)eine Projektdokumentation, die eine technische Beschreibung der Projekttätigkeit, des Projektziels,

der Systemgrenzen und der Berechnungsverfahren gemäß Abs. 3 umfasst;

2. m)Die Dokumentation aller relevanten Quellen, Senken und Reservoire für Treibhausgasemissionen,

die mit dem Projekt in Zusammenhang stehen;

3. n)Die Dokumentation darüber, dass durch die Durchführung des Projekts zusätzliche Einsparungen von

Upstream Emissionen möglich sind, die im Vergleich zum wahrscheinlichsten Referenzfall ohne die

Durchführung eines derartigen Projektes nicht generiert werden könnten;

4. o)Eine Darstellung der geplanten Überwachungstätigkeit und die Dokumentation der

Überwachungstätigkeit der Treibhausgasemissionen im Rahmen der Projekttätigkeit durch den

Projektträger entsprechend den Bestimmungen der ÖNORM EN ISO 14064-2 „Treibhausgase – Teil 2:

Spezifikation mit Anleitung zur quantitativen Bestimmung, Überwachung und Berichterstattung von

Reduktionen der Treibhausgasemissionen oder Steigerungen des Entzugs von Treibhausgasen auf

Projektebene“, ausgegeben am 15. November 2019. Die Ergebnisse der Überwachung müssen dabei

eine gleichwertige Zuverlässigkeit aufweisen wie diejenige gemäß der Verordnung (EU) Nr. 600/2012

über die Prüfung von Treibhausgasemissionsberichten und Tonnenkilometerberichten sowie die

Akkreditierung von Prüfstellen gemäß der Richtlinie 2003/87/EG über ein System für den Handel mit

Treibhausgasemissionszertifikaten in der Gemeinschaft und zur Änderung der Richtlinie 96/91/EG, ABl.

Nr. L 275 vom 25.10.2003 S. 32, zuletzt geändert mit Beschluss (EU) 2015/1814 ABl. Nr. L 264 vom

09.10.2015 S. 1, und der Verordnung (EU) Nr. 601/2012 über die Überwachung von und die

Berichterstattung über Treibhausgasemissionen gemäß der Richtlinie 2003/87/EG, ABl. Nr. L 181 vom

https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/II/2020/630


12.07.2012 S. 30;

5. p)Angaben darüber, ob eine Antragstellung im Zusammenhang mit erwarteten Upstream Emissions-

Reduktionen aus diesem bereits in einem anderen Mitgliedstaat erfolgt oder geplant ist;

6. q)Ein Nachweis, dass in den Ländern, in denen die Projekte zur Reduktion von Upstream Emissionen

durchgeführt werden, diese nicht in Folge von rechtlich bindenden Vorschriften des jeweiligen Landes

durchgeführt werden, oder wenn Vorschriften, die die Umsetzung betreffen, im betreffenden Land

nicht durchgesetzt werden können;

7. r)Einen Validierungsbericht gemäß Abs. 3 Z 4, der eine zusätzliche Emissionsminderung durch die

Projekttätigkeit erwarten lässt;

8. s)Optional einen oder mehrere Verifizierungsberichte gemäß Abs. 3 Z 4.

3. 3.Die Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie erteilt nach

positiver Prüfung des Antrags durch die Umweltbundesamt GmbH eine schriftliche Zustimmung über die

grundsätzliche Anerkennung des beantragten Projekts hinsichtlich der Anrechenbarkeit von Upstream

Emissions-Reduktionen auf die Verpflichtungen gemäß § 7 und teilt dabei eine eindeutige nicht

wiederverwendbare Nummer für das Projekt mit, mit der das Projekt, das Berechnungsverfahren und die

geltend gemachten Treibhausgasreduktionen eindeutig identifiziert werden können. Werden die

Voraussetzungen für die grundsätzliche Anerkennung des Projekts gemäß Abs. 1 bis 2 nach Prüfung durch

die Umweltbundesamt GmbH nicht erfüllt, ist der Antrag per Bescheid abzulehnen.

3. (3)Upstream Emissions-Reduktionen (UER) im Rahmen eines Projekts, das in Österreich entsprechend eines

Antrags gemäß Abs. 2 anerkannt werden soll, müssen nach den folgenden Bestimmungen abgeschätzt, validiert

und verifiziert werden:

1. 1.Upstream Emissions-Reduktionen haben nach Grundsätzen und Normen geschätzt zu werden, die in

ÖNORM EN ISO 14064, „Treibhausgase“, ÖNORM EN ISO 14065 „Treibhausgase – Anforderungen an

Validierungs- und Verifizierungsstellen für Treibhausgase zur Anwendung bei der Akkreditierung oder

anderen Formen der Anerkennung“, ausgegeben am 15. Juli 2013 und ISO 14066, „Greenhouse gases —

Competence requirements for greenhouse gas validation teams and verification teams“, ausgegeben am

15. April 2011, festgelegt sind.

2. 2.Die Berechnung der Emissionen hat gemäß dem Prinzip der Konservativität zu erfolgen und alle relevanten

Quellen, Senken und Reservoire für Treibhausgasemissionen zu berücksichtigen. Die Prüfung der

Zusätzlichkeit der Einsparungen von Upstream Emissionen hat gemäß der ÖNORM EN ISO 14064 zu

erfolgen.

3. 3.Projekte gemäß Abs. 2 müssen validiert und verifiziert werden, wobei Validierungs- und

Verifizierungsstellen grundsätzlich zwei verschiedene Stellen sein müssen. Auf Antrag durch den

Projektträger beim BMNT können in begründeten Fällen diesbezügliche Ausnahmen gewährt werden.

4. 4.Die Validierung des Projekts hat vor Ort und anhand von Unterlagen entsprechend den in den ÖNORM EN

ISO 14064, ÖNORM EN ISO 14065, und ISO 14066 festgelegten Grundsätzen durch eine gemäß ÖNORM EN

ISO 14065 akkreditierte Validierungsstelle zu erfolgen. Die Überprüfung der Methoden für die Berechnung

von Upstream Emissions-Reduktionen muss dabei mit ÖNORM ISO 14064-3 „Treibhausgase – Teil 3:

Spezifikation mit Anleitung zur Validierung und Verifizierung von Erklärungen über Treibhausgase“ vom

15. November 2019, im Einklang stehen.

5. 5.Die Verifizierung, Berichterstattung und Überprüfung der Upstream Emissions-Reduktionen und der

Baseline-Emissionen muss im Einklang mit ÖNORM EN ISO 14064 durch eine gemäß ÖNORM EN ISO 14065

akkreditierte Verifizierungsstelle erfolgen. Die Ergebnisse der Verifizierung müssen eine gleichwertige

Zuverlässigkeit aufweisen wie diejenige gemäß der Verordnung (EU) Nr. 600/2012 und der Verordnung (EU)

Nr. 601/2012. Die Verifizierung muss anhand der Überwachungsberichte sowie anderer Unterlagen und vor

Ort durchgeführt werden.

4. (4)Die Anrechnung von zertifizierten Emissionsreduktionen gemäß Abs. 1 Z 3c als Upstream Emissions-

Reduktionen ist möglich, sofern eine Bestätigung der Umweltbundesamt GmbH vorliegt, dass

1. 1.die zertifizierten Emissionsreduktionen aus Projekten oder Projektteilen im Sinn des § 2 Z 24 stammen und

der als Nachweis notwendige Monitoring-Report sich auf das jeweilige Verpflichtungsjahr bezieht;

2. 2.die erforderlichen Daten an die Umweltbundesamt GmbH übermittelt wurden, die eine eindeutige
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Identifikation des Projekts und der daraus resultierenden Emissionsreduktionen im Sinn des § 2 Z 24

ermöglichen;

3. 3.die zertifizierten Emissionsreduktionen in den Registern gemäß § 43 EZG 2011 oder § 47 UFG durch die

Umweltbundesamt GmbH gelöscht wurden oder die im CDM-Register gelöschten zertifizierten Emissions-

Reduktionen (CER) in Form einer vom CDM-Register ausgestellten Löschungsurkunde nachgewiesen wurden.

Die Löschungsurkunde muss zumindest folgende Informationen enthalten:

1. a)Name der betroffenen Minderungsverpflichteten oder des betroffenen Minderungsverpflichteten

gemäß § 2 Z 39 iVm § 7

2. b)Angabe, dass der Grund für die Löschung die Erzeugung von Upstream Emissions-Reduktionen in

Österreich ist;

4. 4.die zertifizierten Emissionsreduktionen aus Projekttätigkeiten nicht durch eine Maßnahme nach Artikel 11a

Abs. 9 der Richtlinie 2003/87/EG von der Anrechnung auf einen europäischen Emissionshandel

ausgeschlossen sind.

1. 1.Name und Anschrift des Antragstellers;

2. 2.Name und Anschrift der vom Projektträger beauftragten Verifizierungsstelle und die Kopie der entsprechenden

Akkreditierungsurkunde gemäß § 19b Abs. 3 Z 4;

3. 3.die Menge der Upstream Emissions- Reduktionen, die auf die Ziele gemäß § 7 angerechnet werden sollen;

4. 4.im Falle eines in Österreich anerkannten Projekts zur Reduktion der Upstream Emissionen die Projektnummer

des zugrunde liegenden Projekts gemäß Abs. 2 Z 3 und die entsprechenden Verifizierungsberichte;

5. 5.im Falle eines Nachweises gemäß Abs. 1 Z 3b und c die entsprechenden Unterlagen, die eine nachvollziehbare

überprüfbare Dokumentation der Nachweise ermöglichen;

6. 6.eine Erklärung des Antragstellers, dass die anrechenbaren Upstream Emissions-Reduktionen nicht bereits in

einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union geltend gemacht wurde oder eine Geltendmachung

beabsichtigt wird.

1. (6)Die Anträge gemäß Abs. 2 und Abs. 5 sind durch die Umweltbundesamt GmbH zu prüfen, wobei im Falle von

Unklarheiten und unzureichenden Angaben durch die Umweltbundesamt GmbH gestellt werden können. Die

Umweltbundesamt GmbH ist dabei auch berechtigt, die Beilegung einer Übersetzung durch eine gerichtlich

beeidete Dolmetscherin oder einen gerichtlich beeideten Dolmetscher zu fordern. Im Falle eines positiv

beurteilten Antrages gemäß Abs. 5 hat die Umweltbundesamt GmbH die entsprechenden Upstream Emissions-

Reduktionen auf die Ziele nach § 7 anzurechnen, den mit einer eindeutigen Nummer versehenen Antrag zu

veröffentlichen und die zur Identifikation der angerechneten Upstream Emissions-Reduktionen notwendigen

Daten unverzüglich an die für die Anrechnung von Upstream Emissions-Reduktionen zuständige Behörde der

anderen Mitgliedstaaten zu senden. Werden die Voraussetzungen für den Antrag nach Prüfung durch die

Umweltbundesamt GmbH nicht erfüllt, ist der Antrag per Bescheid durch die Bundesministerin für Klimaschutz,

Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie abzulehnen.
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